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Geschäftstyp: Interpellation 

Titel: Job-Ticket für die Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung Basel-
Landschaft 

Urheber/in: Désirée Jaun 

Zuständig: — 

Mitunterzeichnet von: — 

Eingereicht am: 31. Januar 2019  

Dringlichkeit: –– 

 

 

Mit dem Job-Ticket bietet der Tarifverbund Nordwestschweiz eine vergünstigte Variante des U-
Abos an. Arbeitgebende mit mehr als 100 Beschäftigten können damit ihren Arbeitnehmenden das 
Abonnement zum Jugendtarif von CHF 53.- pro Monat bzw. CHF 530.- pro Jahr anbieten. Die Dif-
ferenz zum regulären Abopreis für Erwachsene von CHF 80.- pro Monat resp. CHF 800.- pro Jahr 
übernimmt das jeweilige Unternehmen pro Mitarbeiter/in. Mit diesem Angebot schaffen die Unter-
nehmen einen Anreiz, damit die Mitarbeitenden vermehrt den öffentlichen Verkehr benützen und 
so einen wichtigen Beitrag zum Umweltschutz und zur Reduktion des motorisierten Individualver-
kehrs leisten. Die Strassenentlastung fördert die zuverlässige Erreichbarkeit der Unternehmens-
standorte und die ÖV-Nutzung die Pünktlichkeit der Arbeitnehmenden. In der Region Basel ma-
chen bereits mehr als 30‘000 Personen von diesem Angebot Gebrauch.  

Gerade kantonale Verwaltungen sollten eine Vorbildfunktion übernehmen und ihren Angestellten 
zukunftstaugliche Mobilitätsformen aufzeigen und anbieten. Es sollte im Interesse des Kantons 
sein, dass möglichst viele Mitarbeitenden auf umweltschonenden Verkehr umsteigen. Das Job-
Ticket fördert dies sowohl für den Arbeitsweg als auch in der Freizeit. Das Job-Ticket als Lohnne-
benleistung steigert ausserdem die Attraktivität des Arbeitgebers Basel-Landschaft und beweist, 
dass der Kanton Umweltverantwortung übernehmen möchte. Dabei geht es nicht bloss um einen 

‹Fringe Benefit› für die Mitarbeitenden, sondern viel mehr um das Angebot eines fortschrittlichen 

und umweltbewussten Arbeitgebers mit grosser Auswirkung auf die Region. 

Der Kanton Basel-Landschaft wollte bisher das Job-Ticket für seine Mitarbeitenden nicht anbieten. 
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Stellt sich der aktuelle Regierungsrat noch immer gegen das Angebot des Job-Tickets für 
die Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung Basel-Landschaft? 

2. Falls nein, wann wird das Job-Ticket eingeführt? 
3. Falls ja, mit welcher Begründung? 
4. Welche Kosten pro Jahr entstehen dem Arbeitgeber Basel-Landschaft durch die Finanzie-

rung von Dienstfahrten der Mitarbeitenden? 
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5. Zu welchen Anteilen entfallen diese erstatteten Kosten auf die Nutzung des öffentlichen 
Verkehrs bzw. auf private Fahrzeuge für Dienstfahrten? 

6. Mit welchen Kosten für das Job-Ticket ist aufgrund von Erfahrungswerten anderer Arbeit-
gebenden aus der Region für die kantonale Verwaltung zu rechnen? 

7. Mit welchem Verlagerungseffekt hin zum öffentlichen Verkehr kann mit der Einführung des 
Job-Tickets gerechnet werden bzw. kann gemäss Erfahrungen anderer Anbietenden ge-
rechnet werden? 

 

 


